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Präsidium verurteilt Gewaltanwendung 
und Meinungsterror 

Schwere Folgen einer 
hemmungslosen Agitation 
Das Präsidium der CDU verurteilt aufs schärf- 
ste die Gewaltanwendungen und den Meinungs- 
terror gegen den Frankfurter Oberbürgermeister 
und stellvertretenden CDU-Vorsitzenden Walter 
Wallmann. Es handelt sich offensichtlich um 
eine geplante und vorbereitete Aktion. Die Frank- 
furter Ereignisse sind die Folge der hemmungs- 
losen Agitation der IG Metall und von Teilen 
des DGB und der SPD gegen die Bundesregie- 
rung. Die Schläge gegen Walter Wallmann sind 
der traurige Höhepunkt einer Dauerkampagne 
der IG Metall und der SPD vom „heißen 
Herbst" 1985 zum angekündigten „heißen 
Frühling" 1986 mit dem Ziel, die frei gewählte 
Bundesregierung in einem Dauerwahlkampf für 
die SPD zu stürzen. 

Die CDU fordert die Führung der IG Metall und 
des DGB auf, dafür Sorge zu tragen, 
• daß Gewaltanwendung und physischem und psy- 
chischem Terror gegenüber Andersdenkenden und 
frei gewählten Abgeordneten ein Ende gesetzt wird, 
• daß die Falschinformationen und Lügen über die 
geplante Änderung des § 116 AFG und die damit 
verbundene Agitation beendet werden. 
1. Es gehört zu den wertvollen Traditionen der De- 
mokratie nach den Exzessen der Nazis und der 
Kommunisten, politische Auseinandersetzungen 
nicht gegen die Privatsphäre und die Person der po- 
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litisch Handelnden zu richten. Die IG 
Metall und der DGB haben, ohne Prote- 
ste von seiten der SPD, schon seit gerau- 
mer Zeit damit begonnen, durch psychi- 
schen und physischen Terror gegen Per- 
sonen ihre politischen Ziele durchzuset- 
zen. Demonstrationen vor den Privatwoh- 
nungen sog. mißliebiger Politiker und die 
Schläge gegen Oberbürgermeister Wall- 
mann liegen auf einer Linie. 
Mahnwachen, Gewaltanwendung, Mei- 
nungsterror können nicht Mittel der poli- 
tischen Auseinandersetzung sein. Mit die- 
sen Methoden wurde die Weimarer Re- 
publik zerstört. In der Demokratie wer- 
den Entscheidungen nicht auf der Straße 
getroffen, sondern im Parlament. Der 
DGB hat genügend Möglichkeiten, um 
während der Beratungen über den § 116 
des AFG seine Meinung und seine Forde- 
rungen zum Ausdruck zu bringen, ohne 
daß er gegen die Grundsätze des Rechts- 
staates und der parlamentarischen Demo- 
kratie verstößt. 

Gewaltanwendung gegen Andersdenken- 
de gehört leider schon seit geraumer Zeit 
auch bei den Arbeitskampfauseinander- 
setzungen zur Demonstrationsregie der 
IG Metall. Das Spießrutenlaufen Anders- 
denkender und die Schläge, die arbeits- 
willige Arbeitnehmer durch Streikposten 
der IG Metall und der IG Druck erfahren 
mußten, sind die Schule der Gewalt für 
die jetzige politische Auseinanderset- 
zung. Mit diesen menschenverachtenden 
Methoden muß jetzt Schluß sein. 

2. Die CDU fordert den DGB auf, zur 
Sachlichkeit zurückzukehren. Der DGB 
muß aufhören, durch Falschinformation, 
Agitation und Hetze das politische Klima 
in der Bundesrepublik Deutschland zu 
vergiften. Es geht bei der Neuformulie- 
rung des § 116 AFG nicht um das Streik- 
recht, auch nicht um die Streikfähigkeit 
der Gewerkschaften. Es geht darum zu 
verhindern, daß das Geld der Bundesan- 

stalt für Arbeit, das vor allem für die Ar- 
beitslosen benötigt wird, als Streikkasse 
der IG Metall mißbraucht wird. 

Raus Stellungnahme ist doppelzüngig 
3. Die Reaktion des Kanzlerkandidaten 
Rau auf die Gewalttätigkeiten gegen Wal- 
ter Wallmann zeigen, was von seinem 
Aufruf, den politischen Anstand zu wah- 
ren, zu halten ist und wie er sich die Ar- 
beitsteilung für den kommenden Wahl- 
kampf vorstellt: salbungsvolle Versöh- 
nungsrethorik von Rau — aggressive Hol- 
zerei seiner Hilfstruppen. 
Raus Stellungnahme ist doppelzüngig: 
Verbal distanziert er sich zwar von den 
Frankfurter Ausschreitungen, rechtfertigt 
sie aber, indem er der Bundesregierung 
die Schuld dafür gibt nach dem Motto: 
„Der Ermordete ist selbst schuld". Die 
Taktik von Rau und der SPD ist klar: Zu- 
sammen mit der IG Metall wollen sie 
durch Lügen über die beabsichtigte Än- 
derung des § 116 AFG das politische Kli- 
ma anheizen. Durch Sozialdemagogie, 
die Neid, Mißgunst und Egoismus schürt, 
wollen sie um des parteipolitischen Vor- 
teils willen die Erfolge der Bundesregie- 
rung für die Arbeitnehmer kaputt 
machen. 

4. Wir fordern den DGB auf, die Ein- 
heitsgewerkschaft nicht zu gefährden, 
weil sie auch eine Voraussetzung für den 
sozialen Frieden ist. 40 % der organisier- 
ten Arbeitnehmer haben bei der letzten 
Bundestagswahl die Union gewählt. 
Wenn der DGB sich zum offenen Ver- 
bündeten der SPD-Opposition machen 
läßt, spaltet er die Arbeitnehmerschaft 
und gefährdet den sozialen Frieden. Die 
CDU ist sich sicher, daß die überwiegen- 
de Mehrheit der Mitglieder des Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes gewalttätige 
Aktionen verurteilt. Daher fordert die 
CDU die Führung des DGB auf, unver- 
züglich geeignete Maßnahmen gegen die 
Gewalttäter von Frankfurt zu ergreifen. 



Zur Sache: 

Arbeitnehmer, 
laßt euch nicht 
mißbrauchen! 
Erst Mahnwachen bei mißliebigen Poli- 
tikern, Heinungsterror gegen Anders- 
denkende und Jetzt Schläge und 
Fußtritte gegen Walter Wallmann. 
Damit muß Jetzt Schluß sein! 

Drei Forderungen an den DGB und die 
IG-Metall: 
1. Kehrt zur Sachlichkeit zurück. Falschinfor- 
mationen, Agitation und Hetze vergiften das 
politische Klima.. 
2. Verurteilt nicht nur verbal Gewalttätigkeit, 
sondern zieht Konsequenzen. 
3. Setzt freigewählte Abgeordnete nicht 
durch Gewalt und Meinungsterror unter 
Druck. Der DGB hat genügend demokra- 
tische und rechtsstaatliche Möglichkeiten, die 
parlamentarische Willensbildung beim § 116 
AFG zu beeinflussen. 
Arbeitnehmer - lall each nicht tiuschen. Es geht 
bei der Neuformulierung des § 116 AFG nicht 

um das Streikrecht, auch nicht um die Streik- 
fähigkeit der Gewerkschaften. Es geht darum, 
zu verhindern, daß das Geld der Bundes- 
anstalt für Arbeit, das vor allem für die 
Arbeitslosen benötigt wird, als Streikkasse 
der IG-Metall benutzt wird. 
Arbeitnehmer - laut euch nicht mißbrauchen. 
Führende Funktionäre des DGB und der 
IG-Metall benützen die Diskussion um den 
§ 116 AFG als Vorwand. In Wirklichkeit geht 
es ihnen darum, die Bundesregierung in einen 
Dauerwahlkampf für die SPD zu stürzen. 
Arbeitnehmer - urteilt selbst. Hunderttausende 
neuer Arbeitsplätze, wachsendes Einkommen 
und stabile Preise, florierende Wirtschaft und 
solide Finanzen, zehn Milliarden Mark für 
die Familien, sichere Renten. Diese Erfolge 
der Bundesregierung nützen allen Arbeit- 
nehmern. Funktionäre des DGB und der 
IG-Metall gefährden diese Erfolge, wenn sie 
sich als williges Werkzeug für die parteipoli- 
tischen Interessen der SPD mißbrauchen 
lassen. 

CDU 
^sicher 
sozial 
und frei 
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Trauer 
um Helga Wex 
Die Nachricht vom frühen Tode von 
Helga Wex hat mich tief betroffen. Ich 
habe jahrelang mit Frau Wex in den 
Führungsgremien der Christlich Demo- 
kratischen Union Deutschlands und in 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zu- 
sammengearbeitet und dabei ihre Sach- 
kompetenz, ihre Tat- und Überzeu- 

gungskraft und ihre menschliche Aus- 
strahlung schätzen gelernt. 

Mit unablässigem Engagement hat sie 
sich für die berechtigten Belange der 
Frau in Staat und Gesellschaft und für 
die Stärkung der Familie eingesetzt. 
Die erfolgreiche Arbeit der Christlich 
Demokratischen Union ist eng mit ih- 
rem Namen und ihrem politischen Wir- 
ken verbunden. Sie hat entscheidend 
zur programmatischen Erneuerung un- 
serer Partei beigetragen und sich als 
Vorsitzende der Frauenvereinigung un- 
ermüdlich für ihre Überzeugungen ein- 
gesetzt. 

Die Leitsätze, mit denen die CDU im 
vergangenen Frühjahr auf dem Essener 
Parteitag neue Maßstäbe für die 
Gleichberechtigung von Mann und 
Frau in Beruf, Familie und Gesell- 
schaft setzte, sind maßgeblich der Be- 
harrlichkeit der Frauenvereinigung und 
ihrer Vorsitzenden zu verdanken. Auch 
als Koordinatorin für die deutsch-fran- 
zösische Zusammenarbeit hat sich Hel- 
ga Wex bleibendes Ansehen erworben. 

Die CDU Deutschlands und ich per- 
sönlich schulden Helga Wex großen 
Dank. Unsere Anteilnahme gilt ihren 
Angehörigen. Helga Wex hat sich um 
unsere gemeinsame Sache verdient ge- 
macht. 

Helmut Kohl 

i. 
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Helmut Kohl: Die Schwerpunkte 
der deutschen Außenpolitik 
Bundeskanzler Kohl gab vor der Bun- 
despressekonferenz am 9. Januar 1986 
in Bonn folgende Erklärung ab: Ich 
möchte Ihnen heute einige Interessen- 
schwerpunkte unserer Außenpolitik im 
laufenden Jahr erklären. Diese 
Schwerpunkte beziehen sich auf die 
West-Ost-Beziehungen einschließlich 
unserer Deutschlandpolitik sowie auf 
die Politik der europäischen Einigung, 
wo vor allem das deutsch-französische 
Verhältnis eine besondere Rolle spielt. 

Unsere Politik gegenüber den Warschau- 
er-Pakt-Staaten bleibt eingebettet in die 
Gesamtentwicklung der West-Ost-Bezie- 
hungen. Sie werden auch 1986 in starkem 
Maße von den laufenden Verhandlungen 
zwischen den beiden Weltmächten sowie 
von dem zweiten Gipfeltreffen zwischen 
Präsident Reagan und Generalsekretär 
Gorbatschow beherrscht werden. 
Wir werden unsere deutschen Interessen 
gegenüber beiden Weltmächten auch 
1986 zur Geltung bringen. Dabei vertrau- 
en wir weiterhin auf die vertrauensvollen 
Konsultationen mit unseren amerikani- 
schen Freunden und innerhalb des Bünd- 
nisses. 
Das zweite Gipfeltreffen wird über das 
Stadium des Kennenlernens, der persön- 
lichen Vertrauensbildung und des groben 
Absteckens gemeinsamer Verhandlungs- 
ziele hinausgehen müssen. 

Die Bundesregierung hält Fortschritte vor 
allem auf folgenden Gebieten für mög- 
lich und notwendig: 
B bei einem Interimsabkommen über 
Mittelstreckenwaffen, 
• bei den Verhandlungen über weltweite 
Abschaffung chemischer Waffen und 
• in der Frage eines atomaren Test- 

stopps als Teil eines umfassenden Bün- 
dels von Abrüstungs- und Rüstungskon- 
trollmaßnahmen. 
Bei den Mittelstreckenraketen wäre eine 
Zwischenlösung im Rahmen beiderseiti- 
ger und ausgewogener Reduzierungen ein 
wichtiger Schritt, von dem sich die Bun- 
desregierung auch einen Anstoß für die 
Frage der Reduzierung der sogenannten 
Kurzstreckensysteme verspricht. 
Hinsichtlich der Ächtung und Abschaf- 
fung chemischer Waffen auf weltweiter 
Grundlage sieht die Bundesregierung gu- 
te Möglichkeiten für eine entscheidende 
Annäherung der Weltmächte. 
In der streitigen Kernfrage der Überprü- 
fung eines Verbots chemischer Waffen 
gibt es konkrete Verständigungsmöglich- 
keiten. Die Überprüfung muß wirksam 
und umfassend sein, ohne nichterfüllbare 
Ansprüche zu stellen. Ich erinnere in die- 
sem Zusammenhang an unsere Vorschlä- 
ge zur Durchführung der Verifikations- 
maßnahmen. 
Ich begrüße ausdrücklich den jetzt in 
Gang gekommenen Dialog zwischen Prä- 
sident Reagan und Generalsekretär Gor- 
batschow zur Frage der Begrenzung und 
Einstellung von Nukleartests und deren 
Verifikation. 
Sowohl die Bundesregierung als auch die 
amerikanische Administration haben seit 
langem ihr grundsätzliches Interesse an 
einem umfassenden Teststopp bekundet. 
Bisher bestehende Hindernisse in diesem 
Bereich könnten in Folge technologischer 
Fortschritte bei den Verifizierungsmög- 
lichkeiten sowie durch ein von Generalse- 
kretär Gorbatschow angedeutetes Entge- 
genkommen bei Verifikation vor Ort jetzt 
überwindbar sein. 
Nach meiner Auffassung gibt es jetzt eine 
Chance für aussichtsreiche Verhandlun- 
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gen über eine Begrenzung und zukünftige 
Einstellung von Nukleartests und deren 
Verifikation. 
Ich möchte aber auch eindeutig feststel- 
len, daß ein Teststopp kein Ersatz für 
substantielle Reduzierungen der vorhan- 
denen Waffenarsenale sein kann. 
Ich begrüße, daß Präsident Reagan und 
Generalsekretär Gorbatschow sich auf er- 
ste Expertenverhandlungen zu dieser Fra- 
ge geeinigt haben, die im Februar begin- 
nen sollen. 
Im multilateralen Bereich werden wir 
1986 intensive Anstrengungen zur Fort- 
führung des KSZE-Prozesses unterneh- 
men. Das im April beginnende Experten- 
treffen über menschliche Kontakte in 
Bern wird uns Gelegenheit geben, die öst- 
liche Seite in unpolemischer Weise auf 
die mannigfaltigen Probleme hinzuwei- 
sen und auf substantielle Fortschritte zu 
dringen. 
Unser besonderes Augenmerk gilt dar- 
über hinaus der KSZE-Folgekonferenz, 
die im November in Wien beginnen wird. 
Eine wichtige Voraussetzung hierfür ist 
ein erfolgreicher Abschluß der Stockhol- 
mer Konferenz über Sicherheits- und ver- 
trauensbildende Maßnahmen und Abrü- 
stung in Europa im Wege eines gemeinsa- 
men Abschlußdokuments. Die jetzt in 
Stockholm anstehende Redaktionsphase 
muß beschleunigt durchgeführt werden. 

Wir werden uns dabei 
• auf die Vereinbarung konkreter und 
weitreichender sicherheits- und ver- 
trauensbildender Maßnahmen und 
• in Verbindung damit auf eine Bekräfti- 
gung des Gewaltverzichts konzentrieren. 
Die MBFR-Verhandlungen in Wien sind 
durch den westlichen Vorschlag vom De- 
zember, der auf einer deutsch-britischen 
Initiative beruht, in Bewegung geraten. 
Wir erwarten jetzt eine konstruktive östli- 
che Reaktion, damit unser Ziel einer bal- 
digen konkreten Reduzierungsvereinba- 
rung verwirklicht werden kann. 

Die Bundesregierung hält nach Genf wei- 
tere substantielle Fortschritte in unseren 
Beziehungen zu allen Staaten des War- 
schauer Pakts in diesem Jahre für erfor- 
derlich und möglich. 
Wir erwarten, daß der von sowjetischer 
Seite immer wieder zitierte „Geist von 
Genf" nicht einseitig zur Untermauerung 
eigener Ansprüche bemüht wird oder se- 
lektive Anwendung findet. 
Der Dialog zwischen West und Ost muß 
auf breitester Grundlage zwischen allen 
Beteiligten und auf allen Gebieten statt- 
finden. 
Für uns ist dabei das deutsch-sowjetische 
Verhältnis von ausschlaggebender Bedeu- 
tung. Trotz bestehender Meinungsver- 
schiedenheiten sieht die Bundesregierung 
gemeinsame Interessen mit der Sowjet- 
union. Der bisherige Besuchsaustausch 
sowie ein intensiver Informations- und 
Konsultationsprozeß belegen das Interes- 
se beider Seiten an einem vernünftigen, 
konstruktiven Miteinander. Die sowjeti- 
sche Führung hat uns kürzlich darauf 
hingewiesen, daß Dichte und Intensität 
des politischen Austausches zwischen un- 
seren beiden Ländern stärker seien als ihr 
Austausch mit anderen europäischen 
Staaten. 
Wir wollen den Dialog mit allen War- 
schauer-Pakt-Staaten auf hoher politi- 
scher Ebene führen und intensivieren. 
Wir sind bereit, die wirtschaftliche Ko- 
operation sowie die Zusammenarbeit auf 
wichtigen Einzelgebieten auszuweiten, 
z. B. durch den Abschluß von Umwelt- 
schutzvereinbarungen. 

Deutschlandpolitik 
In der Deutschlandpolitik liegt ein erfolg- 
reiches Jahr 1985 hinter uns. 
Auch 1986 bleibt die Deutschlandpolitik 
ein zentrales Anliegen der Bundesregie- 
rung. Wir wollen die Folgen der Teilung 
Deutschlands mildern und menschliche 
Erleichterungen über die Trennlinie hin- 
weg erreichen. 
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Im Reiseverkehr mit der DDR erwarten 
wir 1986 eine weitere Steigerung, insbe- 
sondere bei den Reisen aus der DDR in 
dringenden Familienangelegenheiten auf- 
grund der von der DDR angekündigten 
Verbesserung. Es bleibt unsere Forde- 
rung, daß viel mehr jüngere Menschen in 
den Westen reisen dürfen. 
Die Bundesregierung wird ihre Bemü- 
hungen im humanitären Bereich bei der 
Familienzusammenführung und bei der 
Hilfe für politische Häftlinge im Interesse 
der betroffenen Menschen wie bisher 
fortsetzen. 
Das mit der DDR ausgehandelte Kultur- 
abkommen soll nach Abschluß unserer 
internen Zustimmungsverfahren unter- 
zeichnet werden. Wir wollen damit eine 
Intensivierung des kulturellen Austau- 
sches mit der DDR erreichen. 
Die Gespräche und Verhandlungen über 
mehr Zusammenarbeit im Umweltschutz 
sind auf gutem Wege. 
Für 1986 rechnet die Bundesregierung 
mit einer weiteren Steigerung des inner- 
deutschen Handels, der im letzten Jahr 
ein Volumen von über 16 Milliarden DM 
erreichte. 

Europapolitik 
Wir haben 1985 in Europa wesentliche 
Fortschritte gemacht. Wir müssen jetzt 
daraufdrängen, daß die im Weißbuch 
der Kommission enthaltenen Vorschläge 
zur Vollendung des Binnenmarktes umge- 
setzt werden. Die bereits im EWG-Ver- 
trag enthaltenen Grundfreiheiten 
— der freie Personen- und Warenverkehr 
und 
— der freie Dienstleistungs und Kapital- 
verkehr müssen schrittweise hergestellt 
werden. 
Um Europa voranzubringen, müssen vor 
allem Deutschland und Frankreich zu- 
sammenwirken — ohne daß ich damit die 
Rolle der anderen Partner geringschätzen 
will. Ich stelle mit Genugtuung fest, daß 
der französische Staatspräsident in diesen 

Tagen den ausgezeichneten Stand der 
deutsch-französischen Beziehungen her- 
vorgehoben hat. Ich kann dem nur nach- 
drücklich beipflichten. 
Daß wir auf gutem Wege sind, zeigt sich 
insbesondere in einem Bereich, in dem 
wir seit Antritt dieser Bundesregierung 
die Zusammenarbeit systematisch ver- 
stärkt haben: der Sicherheits- und Vertei- 
digungspolitik. Bei dieser Zusammenar- 
beit lassen sich beide Seiten von den ge- 
meinsamen deutsch-französischen Sicher- 
heitsinteressen leiten. 
Der französische Präsident und ich stim- 
men darin überein, daß 
• die Präsenz amerikanischer Streitkräfte 
und die Nukleargarantie der USA für die 
Sicherheit Westeuropas unverzichtbar 
sind. 
Frankreich mit seiner Force de frappe 
nicht die Nukleargarantie für unser Land 
übernehmen kann. 

In der Absicht, den Elysee-Vertrag von 
1963 auch im Bereich der Verteidigungs- 
politik voll auszufüllen, sind Präsident 
Mitterrand und ich entschlossen, auf vier 
besonders wichtigen Feldern jetzt die Zu- 
sammenarbeit durch entsprechende Ver- 
einbarungen zu konkretisieren: 
• auf der politisch-strategischen Ebene, 
• auf dem Gebiet der operativen Zusam- 
menarbeit unserer Streitkräfte, 
• beim systematischen Ausbau der Ko- 
operation unserer Streitkräfte in der Aus- 
bildung und bei Übungen, 
• bei der Ausbildung von Generalstabs- 
offizieren, für die eine gemeinsame Ein- 
richtung geschaffen werden soll. 
In meinem Gespräch mit Präsident Mit- 
terrand im Dezember 1985 haben wir dar- 
über hinaus vereinbart, daß wir eine ge- 
meinsame Institution ins Leben rufen, die 
dazu dienen soll, eine laufende Abstim- 
mung in Fragen der Raumfahrt sicherzu- 
stellen. Unser Ziel ist es, gemeinsam eine 
langfristige Strategie in diesem für die 
Zukunft wichtigen Bereich zu entwickeln. 
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Städte wollen in diesem 
Jahr mehr investieren 
Städte und Gemeinden werden ihre Inve- 
stitionen in diesem Jahr gegenüber 1985 
um 5,3 v. H. auf 33,5 Milliarden DM er- 
höhen und damit entscheidend zur Stüt- 
zung der Baukonjunktur beitragen. Dies 
kündigte der Präsident des Deutschen 
Städtetages, der Frankfurter Oberbürger- 
meister Wallmann in Bonn an. Sorgen 
machten sich viele Stadtverwaltungen we- 
gen der steigenden Soziallasten. Im vori- 
gen Jahr seien die Sozialleistungen der 
Kommunen um zehn Prozent gestiegen, 
für 1986 sei eine Steigerung um acht Pro- 
zent zu erwarten. 
Nach vier Jahren des Rückgangs hätten 
die Kommunen schon 1985 ihre Investi- 
tionstätigkeit um vier Prozent verstärkt. 
Jetzt gelte es vor allem, die Ausgaben zur 
Unterhaltung von Hoch- und Tiefbauten 
weiter aufzustocken. Die Städte würden 
damit ihrer beschäftigungspolitischen 
Verantwortung voll gerecht. Eindringlich 
warnte Wallmann die Bonner Politiker 
davor, die Gewerbesteuer abzubauen. 
Kommunen seien auf das eigene Hebe- 
satzrecht angewiesen. Die Gewerbesteuer 
sei in den meisten Fällen die Stütze der 
städtischen Einnahmen. 

Riesenhuber will 3 000 
Forscher neu einstellen 
Bundesforschungsminister Riesenhuber 
will sich bemühen, in den nächsten Jah- 
ren 2 500 bis 3 000 zusätzliche Wissen- 
schaftler in staatlichen Forschungsein- 
richtungen auf die verschiedenen Berei- 
che der Informationstechnik zu konzen- 
trieren. Riesenhuber sagte, die gegenwär- 
tigen Kapazitäten von 1700 Wissenschaft- 
lern reichten nicht aus, um den Abstand 
zu Industrieländern wie USA, Japan und 
Frankreich auf diesem Gebiet aufzuho- 
len. Die Verstärkung der Grundlagenfor- 

schung sei erforderlich, weil die Informa- 
tionstechnik für die industrielle Zukunft 
der Bundesrepublik einen Schlüsselcha- 
rakter habe. In einem ersten Schritt seien 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
(DFG) 100 Millionen Mark zur Verstär- 
kung der Grundlagenforschung an den 
Universitäten zur Verfügung gestellt wor- 
den; bisher habe die DFG dafür 35 Mil- 
lionen Mark ausgegeben. Die Verbesse- 
rung der Grundlagenforschung kann aber 
nach den Worten Riesenhubers nicht 
vom Staat allein erreicht werden; viel- 
mehr müßten Wissenschaftler mobiler 
werden und Institute ihre Finanzmittel 
umschichten. 

Lummer fordert 
Asylrechtsreform 
Berlins Innensenator Lummer hat ange- 
sichts der 22903 im Jahre 1985 in West- 
Berlin gestellten Asylanträge abermals 
„durchgreifende Reformen" im Asylrecht 
gefordert. Lummer meinte, wenn sich tra- 
ditionell liberale Staaten wie die Schweiz, 
Schweden und Dänemark gezwungen ge- 
sehen hätten, ihr Asylrecht und die 
Durchführungspraktiken drastisch zu ver- 
schärfen, dann sei es geboten und ge- 
rechtfertigt, daß in vergleichbarer Situa- 
tion befindliche Staaten wie die Bundes- 
republik entsprechende Regelungen schü- 
fen. 
Die DDR forderte Lummer auf, sich zu 
einer den internationalen Gepflogenhei- 
ten entsprechenden generellen Regelung 
im Sinne der Absprachen mit Schweden 
und Dänemark bereit zu finden, wie sie 
für Asylbewerber aus Sri Lanka seit dem 
15. Juli 1985 schon praktiziert werde. Seit 
diesem Zeitpunkt seien nur 59 Personen 
aus dem früheren Ceylon über Schöne- 
feld in den Westteil der Stadt eingereist. 
Mit den fast 23 000 gestellten Asylanträ- 
gen ist 1985 ein neuer Rekord erreicht 
worden. 
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Gemeinsame Erklärung der 
Vorsitzenden von CDU, CSU und FDP 
Die Vorsitzenden von CDU, CSU und 
FDP, Bundeskanzler Helmut Kohl, 
Ministerpräsident Franz Josef Strauß 
und Bundeswirtschaftsminister Martin 
Bangemann gaben in Bonn folgende 
Erklärung ab: Wir haben uns bei un- 
serem Treffen am 9. Januar 1986 ab- 
schließend über Inhalt und verfahrens- 
mäßige Behandlung der sieben Geset- 
zesvorhaben aus dem Bereich des 
Datenschutzrechts, des Ausweisrechts 
und der Sicherheitsgesetze geeinigt. 

Diese Einigung sieht wie folgt aus: 
Die Parteivorsitzenden empfehlen den 
Koalitionsfraktionen, das neue Personal- 
ausweisgesetz, das die notwendige Ein- 
führung des fälschungssicheren Personal- 
ausweises bringt, umgehend zu verab- 
schieden. 
Das gleiche gilt für das neue Paßgesetz, 
so daß der sogenannte Europapaß einge- 
führt werden kann. 
Entsprechend der Empfehlung der Partei- 
vorsitzenden bringen Koalitionsfraktio- 
nen und Bundesregierung umgehend par- 
allel folgende Gesetzentwürfe ein: 
B Den Entwurf einer Neuregelung des 
Bundesdatenschutzgesetzes, mit der die 
notwendigen Konsequenzen aus dem 
Volkszählungsurteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts gezogen werden; 
I die Neufassung des Bundesverfas- 
sungsschutzgesetzes, mit der klare gesetz- 
liche Grundlagen für die Tätigkeit des 
Verfassungsschutzes geschaffen werden; 
B den Entwurf eines MAD-Gesetzes, mit 
dem die Arbeit des Militärischen Ab- 
schirmdienstes erstmals auf eine gesetz- 
liche Grundlage gestellt wird; 

• den Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Straßenverkehrsgesetzes, mit 
dem insbesondere eine Rechtsgrundlage 
für das Fahrzeugregister beim Kraftfahrt- 
bundesamt in Flensburg als Teil eines 
zentralen Verkehrsinformationssystems 
(ZEVIS) geschaffen wird. 
Gleichzeitig wird die Bundesregierung 
den Entwurf eines Gesetzes über die in- 
formationeile Zusammenarbeit der Si- 
cherheits- und Strafverfolgungsbehörden 
von Bund und Ländern in Angelegenhei- 
ten des Staats- und Verfassungsschutzes 
(ZAG) im Bundestag einbringen. 
Was sich die Parteivorsitzenden am 13. 
Juni 1985 vorgenommen hatten, ist ver- 
wirklicht worden. Die Koalition aus 
CDU/CSU und FDP hat damit erneut 
gezeigt, daß sie gerade auch auf dem Ge- 
biet der Innen- und Rechtspolitik hand- 
lungsfähig ist. 
Dies hat um so mehr Gewicht, als es sich 
bei der zu bewältigenden Materie zum 
großen Teil um völliges Neuland gehan- 
delt hat. Angesichts der ungemein kom- 
plizierten, aus dem Volkszählungsurteil 
des Bundesverfassungsgerichts entstande- 
nen Probleme wäre diese Aufgabe ohne 
die intensive Vorarbeit der innenpoliti- 
schen Fachleute der Koalitionsfraktionen 
nicht zu bewältigen gewesen. Unterstützt 
wurden die Politiker durch zwei Arbeits- 
gruppen von BMI und BMJ. 
Inhaltlich entsprechen die von den Par- 
teivorsitzenden beschlossenen gesetzli- 
chen Neuregelungen den folgenden — 
gleichwertigen — Grundforderungen in 
ausgewogener Weise: 
Sie schaffen keinen „gläsernen Men- 
schen" — auch nicht im sicherheitsemp- 
findlichen Bereich! Größtmögliche Klar- 
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heit und Achtung der grundsätzlichen 
Selbstbestimmung des einzelnen im Da- 
tenschutzrecht bestimmen die künftigen 
gesetzlichen Regelungen. Den Forderun- 
gen des Bundesverfassungsgerichts ist 
entsprochen worden. 
Datenschutz „total" oder „ad absurdum" 
— nämlich um den Preis der inneren und 
äußeren Sicherheit der Bundesrepublik 
— wird es nicht geben! Die notwendigen 
Belange der Sicherheitsbehörden bleiben 
voll gewahrt. 

Mit dieser Einigung auf einigen der wich- 
tigsten — und lange Zeit mit am heftig- 
sten umstrittenen — Feldern der Innen- 
politik können die Partner der Koalition 
aus CDU/CSU und FDP zufrieden sein 
— einmal natürlich von der Sache und 
vom Inhalt her; zum anderen aber — um 
es nochmals zu sagen — auch deshalb, 
weil damit erneut der Beweis für die Eini- 
gungswilligkeit und Einigungsfähigkeit 
der Koalition im schwierigen Bereich der 
Innenpolitik erbracht worden ist. 
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Rechtspolitischer Kongreß 
in Karlsruhe 
CDU und CSU führen am 24725. Ja- 
nuar 1986 gemeinsam in Karlsruhe ih- 
ren 4. Rechtspolitischen Kongreß 
durch. Die Veranstaltung wurde vom 
„Bundesarbeitskreis Christlich-Demo- 
kratischer Juristen" (BACDJ) und 
vom „Arbeitskreis Juristen der CSU" 
(AKJ) vorbereitet. Anläßlich der Ver- 
öffentlichung des Kongreßprogramms 
erklären der Vorsitzende des BACDJ, 
Staatsminister Friedrich Vogel, und 
der Vorsitzende des AKJ, Staatssekre- 
tär Wilhelm Vorndran: 

„Recht sichert die Freiheit — Die Men- 
schenwürde als Maßstab der Rechtspoli- 
tik": Unter dieses Leitwort haben CDU 
und CSU ihren 4. Rechtspolitischen Kon- 
greß gestellt. Die Union achtet jeden 
Menschen, auch den ungeborenen, als ei- 
ne einmalige und unverfügbare Person. 
In der Zeit der Schwangerschaft entsteht 
nicht menschliches Leben, sondern ist 
menschliches Leben von Anfang an vor- 
handen. Das Recht, das die personale 

Würde des Menschen schützt, sichert sei- 
ne Freiheit. Die neuen Entwicklungen in 
Technik, Biologie und Medizin, vor allem 
die Gentechnologie, werden das mensch- 
liche Leben in noch nicht abschätzbarer 
Weise beeinflussen. Die Erkenntnisse der 
Intensivmedizin zwingen dazu, über das 
Sterben des Menschen nachzudenken. 
Aber auch Änderungen im Wertebe- 
wußtsein veranlassen die Union, den 
Menschen in seinen verschiedenen Le- 
bensstadien in den Mittelpunkt dieses 
Rechtspolitischen Kongresses zu rücken. 

Das Grundsatzreferat, das der Vizepräsi- 
dent des Bundesverfassungsgerichts, 
Prof. Dr. Roman Herzog, hält, wird zu 
den drei Beratungsschwerpunkten über- 
leiten. Die Zielkonflikte, die sich bereits 
jetzt zeigen, und die Fragen, die sich in 
Zukunft verstärkt stellen werden, können 
nicht nur aus rechtspolitischer Sicht be- 
antwortet werden. Deshalb wirken auf 
diesem Kongreß neben Juristen auch an- 
erkannte Persönlichkeiten aus Theologie 
und Medizin mit. 
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Gegen den Völkermord in Afghanistan 
Die CDU fordert die Sowjetunion auf, 
die Kampfhandlungen in Afghanistan 
einzustellen und ihre Besatzungstrup- 
pen abzuziehen. Wir fordern die Frei- 
lassung der Widerstandskämpfer und 
die Repatriierung der mehr als fünf 
Millionen Flüchtlinge, erklärte Gene- 
ralsekretär Heiner Geißler zum Jah- 
restag des Einmarsches in Afghanistan 

Die CDU unterstützt die internationalen 
Bemühungen zur politischen Regelung 
des Afghanistan-Konfliktes, einschließ- 
lich der Bemühungen um eine stufenwei- 
se Lösung, die mindestens den schrittwei- 
sen Rückzug der sowjetischen Truppen, 
die Einhaltung der Menschenrechte und 
die internationale Garantie der Blockfrei- 
heit zum Inhalt haben müßte. 

Der Einmarsch der Sowjetunion in 
Afghanistan war das Ende der Entspan- 
nungspolitik der siebziger Jahre. Bis heu- 
te ist dieser Krieg eine schwere Hypothek 
für den Neubeginn des Dialogs zwischen 
Ost und West. Ein Ende dieses Krieges, 
den nicht Gorbatschow, sondern Bresch- 
new begonnen hat, wäre ein Zeichen der 
Hoffnung für die Genfer Abrüstungsver- 
handlungen und den Abbau der Span- 
nungen zwischen Ost und West. Entspan- 
nung zwischen Ost und West wird solan- 
ge gefährdet, wenn nicht sogar unmöglich 
sein, als in Afghanistan die Rote Armee 
Städte und Dörfer dem Erdboden gleich- 
macht. Unser Engagement gegen Men- 
schenrechtsverletzungen richtet sich nach 
der Schwere des Unrechts und nicht da- 
nach, in welchem Lande sie stattfinden. 
Die Menschenrechte werden in vielen 
Ländern zum Teil brutal mißachtet und 
verletzt. Es gibt aber keinen Zweifel, daß 
die Menschenrechtsverletzungen in 
Afghanistan beispiellos sind und einem 
Völkermord nahekommen. 

Heute ist jeder vierte Flüchtling auf der 
Welt ein Afghane. Zahllose Menschen in 
Afghanistan irren hungernd und auf der 
Suche nach Schutz im eigenen Land um- 
her, durch zerstörte Dörfer, vorbei an ver- 
nichteten Feldern. 
Der Krieg in Afghanistan darf nicht zum 
vergessenen Krieg werden. Wir fordern 
daher die Bundesregierung auf, in ihrem 
von der CDU geforderten regelmäßigen 
Bericht über die Menschenrechte auch zu 
Afghanistan Stellung zu nehmen, und wir 
fordern den Deutschen Bundestag auf, zu 
Beginn des neuen Jahres über diesen Be- 
richt zu debattieren. 

Eine „makabre Vision" 
Bahrs Egon 

„Die Demokratie kann auch zugrunde ge- 
hen durch die Faulheit und Feigheit der 
Demokraten, durch hündisches Kriechen 
vor der Drohkulisse des Kommunismus. 
Manche wollen heute schon nicht mehr 
wissen, von welcher Seite die Mauer ge- 
baut worden ist." Diesen Schluß zog 
CDU-Generalsekretär Geißler bei den 16. 
Bitburger Gesprächen der Gesellschaft 
für Rechtspolitik. 
Die Ursache von Spannungen, sagte er, 
sei nicht die Existenz von Waffen, son- 
dern die Unvereinbarkeit von Freiheit 
und Diktatur. Geißler verwarf Egon 
Bahrs Ansicht, daß der Friede ein „ober- 
ster Grundwert" sei: „Eine phantastisch 
makabre Vision, wenn man sich vorstellt, 
der Nationalsozialismus hätte mit dieser 
Begründung sein verbrecherisches Regi- 
me ohne Gegenwehr auf der ganzen Welt 
ausbreiten können." 
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Nachfrage weitgehend befriedigt 
„Die sich bereits in den Monaten 
Oktober und November abzeichnende 
erfreuliche Tendenz eines deutlichen 
Rückgangs der Zahl der am 30. Sep- 
tember noch nicht vermittelten Ausbil- 
dungsplatzbewerber hat sich auch im 
Dezember fortgesetzt. Die Zahl dieser 
Jugendlichen ging im letzten Quartal 
des Jahres 1985 von 58905 um rund 
20000 auf 38991 zurück", stellte 
Dorothee Wilms, Minister für Bildung 
und Wissenschaft, in Bonn fest. 

Bis zum 31. Dezember haben demnach 
wie im Vorjahr 95 Prozent der 756000 
Lehrstellenbewerber des Jahres 1985 eine 
Ausbildungsmöglichkeit gefunden. Dabei 
ist zu bedenken, daß sich die Aufstok- 
kung des Benachteiligtenprogramms des 
Bundes und auch ein Teil der Maßnah- 
men der Länder erst Anfang 1986 auswir- 
ken können. Durch diese Maßnahmen 
wird sich die Zahl der noch nicht vermit- 
telten Jugendlichen wie in den Vorjahren 
weiter verringern. 
Auch 1985 ist es gelungen, die Nachfrage 
nach Ausbildungsplätzen weitgehend zu 
befriedigen. Die Ausbildungsplatzbilanz 
des Jahres 1985 hat sich im Vergleich zu 
1984 kaum verändert; allerdings sind so- 
wohl die Nachfrage als auch das Angebot 
geringfügig um jeweils ein Prozent zu- 
rückgegangen. 
Für 1986 rechnen wir mit rund 740000 
Ausbildungsplatzbewerbern. Die Nach- 
frage dürfte also erneut etwas sinken, 
wird aber andererseits immer noch auf ei- 
nem sehr hohen Niveau bleiben. Dies be- 
deutet, daß Wirtschaft und Verwaltungen 
in diesem Jahr in ihren Ausbildungsan- 
strengungen nicht nachlassen dürfen. 
Dabei müssen die Bemühungen verstärkt 
auf die Lösung der regionalen und struk- 
turellen Probleme gerichtet sein. Hier ste- 
hen wir vor einer Umbruchphase in der 
Berufsbildungspolitik: Bisherging es vor- 

rangig darum, die quantitativen Probleme 
der außerordentlich hohen Nachfrage der 
Jugendlichen nach Ausbildungsplätzen 
zu lösen. Diese Probleme sind in den letz- 
ten Jahren aufgrund der großen Anstren- 
gungen der ausbildenden Wirtschaft so- 
wie von Bund und Ländern bewältigt 
worden. 
Nunmehr wird es verstärkt darauf an- 
kommen, bei zunächst geringfügig und 
dann stärker sinkender Nachfrage eine 
weitere Auseinanderentwicklung des 
Ausbildungsstellenmarktes in regionaler 
und struktureller Hinsicht zu vermeiden 
und zu erreichen, daß das betriebliche 
Ausbildungsplatzangebot und die Berufs- 
wünsche der Jugendlichen besser zusam- 
menfinden: 
Die Betriebe müssen sich in noch stärke- 
rem Maße als bisher auf den Rückgang 
der Zahl der Hauptschüler und die 
gleichzeitig wachsende Zahl der Bewer- 
ber und Bewerberinnen mit mindestens 
mittlerem Schulabschluß einstellen. Auf- 
grund der demographischen Entwicklung 
ist die Zahl der männlichen Hauptschul- 
absolventen, die früher — insbesondere 
im Handwerk — den Hauptanteil der 
Lehrlinge gestellt haben, immer mehr zu- 
rückgegangen; Mädchen mit mittlerer 
Reife oder Abitur bewerben sich dagegen 
immer zahlreicher um betriebliche Aus- 
bildungsplätze. 
Die Bewerber und Bewerberinnen mit 
mindestens mittlerem Schulabschluß 
müssen allerdings hinsichtlich ihrer Aus- 
bildungswünsche flexibler sein; gerade 
aufgrund ihrer schulischen Vorbildung 
und ihres Alters kann von ihnen erwartet 
werden, daß sie diese Notwendigkeit se- 
hen. Sie müssen die vielfältigen Chancen 
in allen Berufsbereichen einschließlich 
des Handwerks wahrnehmen und sollten 
ihre Berufswünsche nicht nur auf Büro 
und kaufmännische Berufe sowie auf den 
Dienstleistungsbereich richten. 



Seniorenunion UiD2 •  Seite 13 

Steuerliche Erleichterungen für die 
älteren Mitbürger gefordert 
Einen ersten Erfahrungsbericht gab 
der Senioren beauftragte der CDU, 
MdB Gerhard Braun, in Bonn vor 
Journalisten. Danach arbeitet die Se- 
niorenunion im Bereich des Landesver- 
bandes Baden-Würtemberg bereits in 
allen Kreisparteien. In Hessen wurde 
inzwischen ein Landesverband gegrün- 
det, während die Gründung eines Lan- 
desverbandes Saar kurz bevorsteht. 
Darüber hinaus gibt es die Senioren- 
union bereits in vielen Kreisverbänden 
der übrigen Landesverbände. 
Gerhard Braun erklärte u.a.: Seit meiner 
Berufung zum Seniorenbeauftragten der 
CDU Deutschlands habe ich zahlreiche 
Briefe erhalten, in denen sich die älteren 
Mitbürger mit ihren Sorgen und Anre- 
gungen an mich wenden. 
Besondere Bedeutung messe ich der No- 
vellierung des Heimgesetzes zu, das Fra- 
gen im Zusammenhang mit Altenheimen, 
Altenwohnheimen und Pflegeheimen für 
Volljährige regelt. Der Deutsche Bundes- 
tag hat mit im vergangenen Jahr die Bun- 
desregierung aufgefordert, das Heimge- 
setz der gesellschaftlichen Entwicklung 
anzupassen. „Dies", so heißt es in der 
Entschließung, „gilt insbesondere hin- 
sichtlich der Mitwirkungsrechte der 
Heimbewohner". Eine sozialpolitisch so 
sensible und wichtige Rechtsmaterie setzt 
bei einer Neuregelung einen möglichst 
breiten Konsens aller Beteiligten — den 
Heimbewohnern, den Wohlfahrtsverbän- 
den und den Gebietskörperschaften — 
voraus. In diesem Zusammenhang ist 
auch eine genaue Überprüfung der Vor- 
schriften der Heimbaumindestverord- 
nung nötig, insbesondere im Lichte der 
Fragen, ob durch eine zu starke Regle- 

mentierung nicht Kosten unnötig in die 
Höhe getrieben werden. 
Die zum Beginn dieses Jahres in Kraft ge- 
tretene Steuerreform hat zahlreiche Ver- 
besserungen für die jungen Familien ge- 
bracht und trägt damit wichtigen Anlie- 
gen Rechnung. Auf der anderen Seite be- 
steht aber Handlungsbedarf für eine se- 
niorenfreundliche Steuerpolitik. Als her- 
ausragenden Punkt nenne ich hier die 
Anhebung des Freibetrages für Haus- 
haltshilfen, die zur Zeif lediglich 1 200 
DM im Jahr beträgt. Dieser Betrag ist an- 
gesichts der heutigen Personalkosten voll- 
kommen unrealistisch. In vielen Fällen 
kann durch eine Haushaltshilfe der Gang 
in das Altenheim vermieden werden. Hier 
gilt es somit steuerliche Erleichterungen 
zu schaffen, damit die älteren Menschen 
möglichst lange in ihrer gewohnten Um- 
gebung leben können. Mit diesem Anlie- 
gen habe ich mich bereits in einem 
Schreiben an den Parlamentarischen 
Staatssekretär Dr. Friedrich Voss ge- 
wandt. 
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Verkauf von bleifreiem 
Sprit stark angestiegen 
Nach der am Jahresanfang in Kraft getre- 
tenen Preissenkung für bleifreies Benzin 
hat sich der Verkauf bereits verdoppelt. 
Der CDU-Bundestagsabgeordnete Paul 
Laufs erklärte, an einigen Tankstellen er- 
reiche dieser Anteil nahezu 40 Prozent 
des Normalbenzinverkaufs. Dieser Trend 
werde sich mit der fortschreitenden Um- 
stellung auf Produktion und Vertrieb 
schadstoffarmer Autos verstärken. Auch 
die Konzerne bestätigten den Umsatzan- 
stieg. 
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Grund zur Zuversicht - deutlicher 
Anstieg der Beschäftigtenzahl 
Bei Bekanntgabe der Arbeitsmarkt- 
zahlen für Dezember 1985 hat die Op- 
position versucht, der Bundesregierung 
eine „Beschäftigungskatastrophe" in 
die Schuhe zu schieben und hat von 
„unanständigem" Optimismus zur Be- 
schäftigungsentwicklung gesprochen. 
Dazu erklärte der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung, 
Wolfgang Vogt: 

Es ist unanständig zu verschweigen, daß 
es im Dezember 1982 bereits 2,223 Millio- 
nen Arbeitslose gab. Diese Zahl geht 
noch voll auf das Konto der früheren, 
von der SPD geführten, Bundesregierung. 
Seit 1982 sind mehr als 600000, insbeson- 
derejunge Arbeitnehmer, auf den Ar- 
beitsmarkt gekommen! 
Jetzt besteht wieder Grund zu einem 
realistischen Optimismus. Der Blick auf 
die monatliche Bestandszahl der Arbeits- 
losen verstellt den Blick für die Dynamik 
am Arbeitsmarkt — eine Dynamik zum 
Besseren: 
Die eine Seite der Medaille der Entwick- 
lung am Arbeitsmarkt: 
• Unbestritten ist: Erstmals seit 1980 
gab es 1985 wieder einen deutlichen An- 
stieg der Zahl der Beschäftigten von über 
200000 im Jahresdurchschnitt. Ende die- 
ses Jahres werden mehr als eine halbe 
Million Menschen mehr Arbeit haben als 
1984. 
Die andere Seite der Medaille der Ent- 
wicklung am Arbeitsmarkt: 
• 1985 haben fast ebensoviel Arbeitslo- 
se (3,73 Millionen) die Arbeitslosigkeit 
beendet wie Menschen arbeitslos wurden 
(3,75 Millionen). Drei Viertel haben wie- 

der einen Arbeitsplatz gefunden. 1984 
waren dies zwei Drittel. 
• Von den Arbeitsämtern konnten 1985 
1,876 Millionen Arbeitslose in Arbeit ver- 
mittelt werden. 122000 mehr als im Vor- 
jahr, 1982 waren dies 1,395 Millionen Ar- 
beitnehmer und 227000 weniger als in 
1981. 
• Die Kurzarbeit lag 1985 um 40 Pro- 
zent unter Vorjahresniveau und um fast 
zwei Drittel unter dem Niveau des Jahres 
1983. 
• Erstmals ist nach der Analyse der Be- 
wegungen am Arbeitsmarkt durch die 
Bundesanstalt im letzten Jahr die durch- 
schnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit 
bei Abgängern aus der Arbeitslosigkeit 
leicht zurückgegangen, und zwar von 6,9 
Monaten in 1984 auf 6,8 Monate in 1985 
(Mai/Juni). 
Fazit: Die Situation am Arbeitsmarkt hat 
sich — allen Katastrophengeredes zum 
Trotz — zum Besseren gewendet. Bei 
deutlich anziehenden Beschäftigtenzah- 
len, wachsender Kapazitätsauslastung 
der Unternehmen, Anwendung der jetzt 
in Kraft getretenen Verbesserungen der 
Instrumente aktiver Arbeitsmarktpolitik 
und der Ausschöpfung der Möglichkeiten 
von Vorruhestands- und Beschäftigungs- 
förderungsgesetz, bei vernünftigem Ver- 
halten der Tarifpartner und verstärkter 
Durchsetzung neuer, geschmeidiger For- 
men der Arbeitsmarktpolitik rückt ein 
nachhaltiger Abbau der Arbeitslosigkeit 
in greifbare Nähe. 
Voraussetzung ist allerdings auch, daß 
die Arbeitgeber noch mehr als bisher auf 
Überstunden und Sonderschichten ver- 
zichten und endlich mehr Arbeitslose ein- 
stellen. 
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Nützliches für die kalten Tage 

Bei diesen Temperaturen legen wir Ih- 
nen den CDU-Schal besonders ans 
Herz bzw. an den Hals. Er ist bei 
CD U- Veranstaltungen im Herbst oder 
Winter am ÖÄ-Stand immer am stärk- 
sten nachgefragt. Ob bei der Umwelt- 
schutzaktion Ihres CDU-Verbandes 
°der der Canvassing-Straßenaktion 
°der auf dem Weg zum Treffen der 
CDU-Frauen, mit dem schwarz-rot- 
goldenen Schal haben Sie immer ein 
Wirksames Erkennungszeichen. 

Bestellnummer: 9362 
Mindestbestellmenge: 5 Exemplare 
für 40,50 DM 

Ein ideales Klein werbemittel im Win- 
ter. Man kann es z.B. auch für die 
Mitgliederwerbung nutzen: Warten 
Sie einen besonders frostigen Tag ab 
und legen Sie am Abend bei den Fami- 
lien, die Sie demnächst für die CDU- 
Mitgliedschaft gewinnen wollen, einen 
CDU-Eiskratzer in den Briefkasten. 
Garantiert wird er morgens dankbar 
benutzt. 

Bestellnummer: 9890 
Mindestbestellmenge: 100 Exemplare 
für 51,— DM 

Bestellungen richten Sie an: 

IS-Versandzentrum, Postfach 1328, 4804 Versmold 
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Weil wir die Zukunft gestalten wollen... 
Besondere Bildungsofferten der Konrad-Adenauer-Stiftung 
Wer die Zukunft gestalten will, muß sachkundig sein. Er muß wissen, was für die 
jeweiligen Politikbereiche kennzeichnend ist, muß sich in der Diskussion um die 
besseren Lösungen behaupten können. Das Bildungswerk der Konrad- 
Adenauer-Stiftung geht in seinen Eichholzer Informationstagen auf zentrale 
Fragen der politischen Auseinandersetzung ein. 

Die nächsten Termine und Themen: 
• 12. Februar bis 15. Februar 1986 

30 Jahre Bundeswehr — 30 Jahre Partner im Bündnis 
• 23. März bis 26. März 1986 

Mensch und Technik — „Die Technik muß den Menschen dienen" 
• 6. April bis 9. April 1986 

Mensch und Arbeit in der Sozialen Marktwirtschaft 
• 7. Mai bis 10. Mai 1986 

Mensch und Umwelt — „Das menschliche Leben mit der Umwelt versöhnen" 

Teilnahmebedingungen: Teilnehmerbeitrag 40,— DM; Fahrtkosten werden 
erstattet (Rückfahrkarte 2. Klasse der Deutschen Bundesbahn/Eigenbeteiligung 
20,— DM); weitere Kosten entstehen nicht. 

Informationen/Anmeldungen: 
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V., Bildungswerk/Schloß Eichholz 
Postfach 1331, 5047 Wesseling, Telefon (02236) 707-1 
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